Wahrheit » Klarheit » Offenheit 


3618 - 38. Jahrgang - Dezember 2006 


»Friede auf Erden 
und den Menschen 
ein Wohlgefallen« 


Wenn man diesen frommen 
Wunsch mit der Wirklichkeit 
auf Erden und dem neuesten, 
nun sogar das Weltall umfas- 
senden Alleinherrschaftsan- 
spruch des US-Präsidenten 
vergleicht, könnte man re- 
signieren. 


Die US-Regierung betrachtet 
den Weltraum künftig offiziell 
als Teil ihres Einflußbereiches. 
George W. Bush unterzeich- 
nete Anfang Oktober 2006 ein 
Regierungsdokument, in dem 
die USA Anspruch auf un- 
eingeschränkten Handlungs- 
spielraum im All erheben. 


Die USA würden sich allen 
Abkommen und Regelungen 
widersetzen, die den Zugang 
der USA zum Weltall oder die 
Nutzung des Weltalls verhin- 
dern oder einschränken könn- 
ten, heißt es in der sogenann- 
ten »Space-Doktrin«. 


Zugleich beanspruchen die 
USA das Recht, »Feinden« 
eine derartige Handlungsfrei- 
heit im All zu verwehren. Be- 
gründet wird das mit der gro- 
Ren strategischen Bedeutung 
des Weltraums für die natio- 
nale Sicherheit der USA. 


Bisher sind alle Weltreiche 

der Geschichte, die das Maß 
verloren hatten, gescheitert. 
Es mehren sich die Anzei- 
chen, daß die USA diesen 
Punkt erreicht haben. 
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Bush erklärt sich zum Herrscher des Universums: 


Der liebe Gott ist 
abgeseizt, das All 
gehört den Amis! 


= 


Der Nachthimmel 


im Wunschbild des George W. Bush 


Die Weltherrschaft hat schon 
mancher Gewaltherrscher 
angestrebt, aber als Allein- 
herrscher des Universums 
ist noch keiner aufgetreten. 
Man erinnert sich an die von 
einem römischen Despoten 
überlieferte Anmaßung: »Ich, 
Caligula, Kaiser und Gott«, 
wenn man die kürzlich ver- 
öffentlichte »Space-Doktrin« 
der USA liest. 


Die Gewaltakte des selbster- 
nannten Gottkaisers Caligula 
führten im Jahr 39 zu einer Se- 
natsverschwörung und im Jahr 
41 zur Ermordung durch seine 
Leibwächter. 


»Hochmut kommt vor dem 
Fall« sagt ein altes deutsches 


Sprichwort. Bushs Niederla- 
ge bei den Kongreßwahlen im 
November stärkt die Hoffnung, 
daß sich die Episode des US- 
Größenwahns dem Ende zu- 
neigt, auch wenn wir ihm nicht 
das Schicksal des Caligula 
wünschen: Wir möchten ihn ei- 
nes Tages vor einem internatio- 
nalen Kriegsverbrechergericht 
sehen. 


Hoffnung auf eine 
Zeitenwende 


Wider allem Völkerrecht 


»Das US-Imperium hat 
Angst vor der Wahrheit« 


Wozu die Bundeswehr 
mißbraucht wird 
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Das offene Wort 


Lehrstunden in 
Sachen Demokratie 


Der Himmels- und Weltall- 
Herrscher George W. Bush be- 
schwor die US-amerikanischen 
Wähler vor den Kongreßwah- 
len im November: 


»Wenn Demokraten wie 
Nancy Pelosi die Wahl ge- 
winnen, ist das ein Sieg für 
die Terroristen und eine Nie- 
derlage für Amerika.« 


Nach der Wahlniederlage sei- 
ner Republikaner lud Bush die 
so verunglimpfte neue Parla- 
mentspräsidentin Pelosi klein- 
laut zum Mittagessen ein und 
offenbarte, was US-Wähler von 
seinen Wahlaussagen zu hal- 
ten haben: 


»Ich weiß, wann der Wahl- 
kampf vorbei ist und die Re- 
gierungsarbeit beginnt.« 


Das erinnert uns Deutsche 
stark an die Worte eines Franz 
Müntefering, der auf die Frage 
nach den SPD-Wahlverspre- 
chen verärgert und bissig er- 
klärte: 


»Wir werden gemessen an 
den Versprechen aus den 
Wahlkämpfen. Das ist unfair. 
Dazwischen hat es ein Er- 
eignis gegeben, die Bundes- 
tagswahl.« 


Noch vor Jahresfrist erklärte 
Bush, sein Ziel sei es, die arabi- 
schen Länder und den ganzen 
Nahen Osten mit dieser Art von 
Demokratie zu beglücken. Einer 
Demokratie, in der ganz beson- 
ders in den USA die Wähler nur 
Stimmvieh sind, während die 
Politik von den Wirtschafts- und 
Finanzmächten bestimmt wird, 
die Helmut Kohl einst vorsichtig 
mit dem Begriff »die amerikani- 
sche Ostküste« umschrieb. 


Wir beklagen das Leid, das 
Bush über die Völker gebracht 
hat, freuen uns aber als ehrli- 
che Demokraten darüber, das 
er dieses Ziel nicht erreicht hat. 


Ihre Sabine Möller 
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Im Irak sind die USA gescheitert 
und planen nun einen »geordne- 
ten Rückzug« aus dem von ihnen 
angerichteten Chaos. 


Gegenüber dem Iran ist die »ein- 
zige verbliebene Weltmacht« fast 
unbemerkt von der \Weltöffentlich- 
keit im September lautlos einge- 
knickt: Das von Bush geforderte 
UNO-Ultimatum an den Iran, auf 
die Urananreicherung zu verzich- 
ten, verstrich, und nichts geschah, 
von Nordkorea gar nicht zu spre- 
chen. 


Der gescheiterte US-gestützte is- 
raelische Überfall auf den Libanon 
sollte nach Aussage des US-Kor- 
respondenten Seymour Hersh ein 
Probelauf für den Angriff auf den 
Iran sein, von dem nun keine Rede 
mehr ist. Jetzt hoffen die USA, den 
Iran und Syrien, die von ihnen vor- 
her als »Schurkenstaaten« geäch- 
tet wurden, als Partner für die Be- 
friedung des Irak einzubinden. 


Aus Afghanistan, das die USA 
mit Blick auf eine geplante Erdöl- 
Pipeline überfallen hatten, zieht 
sich die US-Armee zunehmend 
zurück und überläßt den hilfswilli- 
gen Staaten der NATO das Ster- 
ben. 


Vor der »einzigen verbliebe- 
nen Weltmacht« liegt bei einem 
Schuldenstand von 8,640 Billio- 
nen Dollar der von vielen Experten 
als unausweichlich angesehene 
Zusammenbruch der Dollarblase, 
auch wenn die den Privatbanken 
gehörende »Federal Reserve 
Bank« immer größere Mengen 
wertloser Dollarscheine druckt. 


Vor der »einzigen verbliebenen 

Weltmacht« liegen zudem die 
ethnisch-sozialen und sprachli- 
chen Konflikte, die sich aus der 
Bevölkerungsentwicklung hin zu 
schwarzamerikanischen und la- 
teinamerikanischen Mehrheiten 
ergeben werden. 


Das alles könnte dazu führen, 
daß sich die Zeit der »einzig 
verbliebenen Weltmacht« und 
der weltherrschaftssüchtigen 
Mächte, die sich der USA bedie- 
nen, dem Ende nähert. 


SPIEGEL DER ZEIT 


Hoffnung auf eine Zeitenwende? 


Ob die Welt dadurch friedlicher 
werden wird, ist zweifelhaft. Es 
gibt aber die berechtigte Hoffnung, 
daß sich eines Tages die Völker 
und Nationen von Fremdbestim- 
mung befreien und frei entfalten 
können, allen voran das deutsche 
in seiner völkerrechtlichen Ge- 
stalt des Deutschen Reiches, das 
selbst nach Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichtes der BRD nicht 
untergegangen ist. 


Gorbatschow: 
USA leiden an einem 
»Siegerkomplex« 


Die USA leiden 
nach Ansicht des 
ehemaligen Sow- 
jet-Präsidenten 
an einem »Sie- 
gerkomplex«. 


Er begründete 
seine Kritik mit 
der Rolle Washingtons in der 
Weltpolitik. Die USA seien immer 
noch in den Strategien des Kalten 
Krieges gefangen. Gorbatschow 
sagte voraus, die USA würden in 
der Zukunft eine kleinere Rolle 
spielen: »Es wird ein gestärktes 
vereintes Europa geben. Und es 
wird dann auch noch die großen 
Staaten geben wie Rußland, Chi- 
na, Indien, Japan und Brasilien, 
die alle gleichermaßen den Gang 
der Welt mitbestimmen sollen.« 

Quelle: »Cellische Zeitung«, 14.115.10.2006 


ZUM WEINEN 


»Die Respektierung 
der „unverbrüchlichen 
deutsch-amerikanischen 
Freundschaft“ gehört zur 
Staatsräson. 


Die Bundesrepublik 
Deutschland wurde 
dadurch zum Partner einer 
habituell friedensunfähigen 
Imperialmacht« 


Rolf Winter im Vorwort zu seinem 
Buch »Ami go home«, Hamburg 1990 
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Wider allem Völkerrecht - 
Supermacht USA greift nach den Sternen 


US-Präsident George W. Bush 
erhebt seit kurzem offiziell einen 
US-amerikanischen Anspruch 
auf den Weltraum. Es geht um 
die Verdrängung von Feinden 
der USA, die Ausweitung wirt- 
schaftlicher Markträume und 
angeblich einmal mehr um das 
Wohl der Menschheit. 


»Amerika ist die all- 
mächtige Supermacht. 
Wir dürfen nicht länger 
Angst davor haben, als 

solche zu handeln.« 


Diese Aussage stammt vom US- 
amerikanischen Experten für Au- 
ßenpolitik, Thomas Friedman aus 
dem Jahre 1999 (vgl. UN 7/99). 
George W. Bush hat sie sich offen- 
sichtlich zu Herzen genommen, 
als er nahezu unbemerkt von der 
Öffentlichkeit am 31. August 2006 
eine Doktrin zur neuen »Natio- 
nal Space Policy« (»Nationale 
Weltraumpolitik«) autorisiert hat. 
Veröffentlicht wurde diese am 7. 
Oktober 2006, und zwar nach Be- 
richten der »Washington Post« an 
einem Freitagnachmittag vor ei- 
nem Feiertag und ohne öffentliche 
Bekanntmachung. 


Das Universum 
als Ami-Spielwiese 


Nachdem der Planet Erde späte- 
stens seit den Ereignissen des 11. 
September 2001 durch die USA im 
Rahmen des »Anti-Terror-Kamp- 
fes« zum ÖOperationsraum des 
US-Militärs erklärt wurde, greift 
Bush nun auch nach den Sternen 
als Spielwiese für US-Interessen. 


Die wesentlichen Prinzipien 
der neuen »National Space Po- 
licy«: 


m Die USA beanspruchen den 
Weltraum als ihr Operationsge- 
biet zum Schutze der nationalen 
Sicherheit und akzeptieren kei- 
nerlei Beschränkungen dieses 
»grundlegenden Rechts der Ver- 
einigten Staaten«. 
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U.S. National Space Policy 
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Mit dieser »Directive/NSC-49/NSTC-8&« (in englisch, 10 Seiten) brachen die USA den am 
21.1.1967 unterzeichneten internationalen Weltraumvertrag (in deutsch, 4 Seiten). Beides 


anzufordern unter UN-Archiv 12063. 


m Die USA werden sich allen 
zukünftigen Abkommen zur Rü- 
stungskontrolle widersetzen, 
welche der Bewegunggsfreiheit 
der USA einen Riegel vorschie- 
ben könnten. 


m Gegnern der USA und po- 
tentiellen Gefahrenquellen für 
nationale Sicherheitsinteressen 
werden die USA die Weltraum- 
nutzung verweigern. 


m Die USA werden den Weltraum 
zur strategischen Überwachung, 
zu Zwecken der Frühwarnung 
und Raketenabwehr nutzen. 


m Die USA fördern eine (angeb- 
lich) zivile Überwachung der Erde 
aus dem Weltraum heraus. 


m Die USA fördern in vielfältiger 
Art und mit oberster Priorität die 
Erschließung des Weltraums als 
Wirtschaftsfaktor bzw. Absatz- 
markt für US-Unternehmen. 


m Die USA werden diplomati- 
sche Anstrengungen unterneh- 
men, um für diese Doktrin bei 
»Freunden und Verbündeten« 
Verständnis und Unterstützung 
zu erlangen. 


Liest man sich die zehnseitige 
Doktrin im Volltext durch, fällt auf, 
daß es nahezu pausenlos um die 
Betonung der Interessen einzig 
und allein der Vereinigten Staa- 


ten von Amerika geht: Nationale 
Sicherheit, Heimatschutz, Gefah- 
renabwehr, Rechte und Ansprü- 
che der USA und immer wieder 
wirtschaftliche Interessen. 


Größenwahn in 
göttlicher Mission 


Wo George W. Bush diese vor- 
lauten Ansprüche herleitet, macht 
die »Space-Doktrin« nur allzu 
deutlich: Die USA stünden in der 
Pflicht zur Erforschung und Nut- 
zung des Weltraums zu friedlichen 
Zwecken und zum Wohl der ge- 
samten Menschheit. Die Freiheit 
rund um den Globus solle durch 
die Weltraumpolitik der USA ge- 
schützt und gefördert werden. Aus 
diesem Auftrag seien »folgerich- 
tig« US-amerikanische Verteidi- 
gungs- und nachrichtendienstliche 
Aktivitäten im Weltraum zur Ver- 
folgung eigener nationaler Interes- 
sen erlaubt. 


Diese Logik mag für die Strate- 
gen der US-Ostküste schlüssig 
sein. Menschen mit Hang zum 
selbständigen Denken werden 
aber in der »National Space Po- 
licy« zurecht den vorläufigen Hö- 
hepunkt des Größenwahns eines 
Mannes erkennen, der seine welt- 
weite Kriegspolitik als »göttliche 
Mission« ansieht (vgl. UN 11/05). 


DER GRIFF ZU DEN STERNEN 
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Die »National Space 
Policy« und das 
Völkerrecht 


In welchem völkerrechtlichen Zu- 
sammenhang ist dieser im wahr- 
sten Sinne des Wortes universale 
Machtanspruch der USA zu se- 
hen? 


Das wichtigste völkerrechtliche 
Vertragswerk zum Weltraumrecht 
ist der »Vertrag über die Grundsät- 
ze zur Regelung der Tätigkeiten 
bei der Erforschung und Nutzung 
des Weltraums einschließlich des 
Mondes und anderer Himmelskör- 
per« vom 27. Januar 1967, kurz 
Weltraumvertrag (WRV). 


Bis zum Jahr 2000 hatten neben 

den USA weitere 95 Staaten ein- 
schließlich der übrigen Weltraum- 
mächte den WRV unterzeichnet 
bzw. ratifiziert. Hieraus wird im 
Völkerrecht eine universelle Ak- 
zeptanz dieser Regelungen ab- 
geleitet. Selbst von den USA als 
»Schurkenstaaten« bezeichnete 
Länder wie Afghanistan, Kuba, 
Irak und Iran erkennen seine Re- 
gelungen an (»Luft- und Welt- 
raumrecht im 21. Jahrhundert«, S. 
275, 277 ff.). 


Art. I WRV besagt, daß »die Er- 
forschung und Nutzung des Welt- 
raums [...] zum Vorteil und im In- 
teresse aller Länder« erfolge und 
»Sache der gesamten Mensch- 
heit« sei. Demnach steht es allen 
Staaten »frei, den Weltraum [...] 
ohne jegliche Diskriminierung, 
gleichberechtigt und im Einklang 
mit dem Völkerrecht [...] zu nut- 
zen«. 


Art. II WRV legtfest: »Der Weltraum 
[...] unterliegt keiner nationalen An- 
eignung durch Beanspruchung der 
Hoheitsgewalt, durch Benutzung 
oder Okkupation oder durch ande- 
re Mittel.« Das Völkerrecht erachtet 
diese Regelung als Kernstück des 
WRV. Sie macht deutlich, daß ter- 
ritorialstaatliche Ausschlußrechte 
unzulässig sind. Artikel II WRV läßt 
keinen Spielraum für kosmische 
Wege- oder Nutzungsrechte einzel- 
ner gegenüber anderer (»Beiträge 
zum Luft- und Weltraumrecht; Fest- 
schrift zu Ehren von Alex Meyer«, 
S. 283, 293). 
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Zudem verbietet der WRV ne- 
ben weiteren Bestimmungen die 
nicht-friedliche Nutzung sowie die 
Stationierung von Massenvernich- 
tungswaffen (Art. IV). 


Kein Wort von 
Sonderrechten für die 
USA 


Schon diese kurzen Ausführun- 
gen zum WRV zeigen, daß für 
angebliche Sonderrechte eines 
Weltpolizisten im Völkerrecht (hier: 
Weltraumrecht) kein Platz ist. 


Wenn die USA den Weltraum als 
ihr Operationsgebiet ansehen und 
keinerlei Beschränkungen hin- 
nehmen, ist zumindest sehr wahr- 
scheinlich, daß dies gegen den 
WRV verstößt. Wer im Weltraum 
operiert, beschränkt immer andere 
und wo alle operieren dürfen, hat 
man solche Beschränkungen wohl 
auch für sich selbst in Kauf zu neh- 
men. 


Die Bereitschaft der USA, unbe- 
quemen Staaten den Zugang zum 
Weltraum zu verweigern verstößt 
noch eindeutiger gegen den WRV 
— spätestens dann, wenn es zu 
einer solchen Verweigerung durch 
die USA tatsächlich kommt. 


Und wie sieht diese Weigerung 
dann aus? Müßte man letztendlich 
nicht doch Waffensysteme im Welt- 
raum positionieren, um einem an- 
deren Staat, der einem gefährlich 
werden könnte, den Zugang zum 
Weltraum zu verweigern? Oder 
würden sich die so sicherheitsbe- 
tonten USA damit begnügen, diese 
bereits völkerrechtswidrige Vorsor- 


ge nur innerhalb der Erdatmosphä- 
re zu betreiben? 


Wie man diese Fragen auch be- 
antwortet. Die neue »Nationale 
Weltraumpolitik« des Herrn George 
W. Bush trägt trotz aller blumigen 
Formulierungen den Keim kom- 
mender Verletzungen des Völker- 
rechts in sich. 


Daß dahinter nicht nur die Politik, 
sondern auch das US-Ostküsten- 
Kapital steckt, liegt nicht nur durch 
den Wortlaut der neuen Doktrin auf 
der Hand. Mindestens seit dem 
Jahr 2000 sind es US-Firmen, die 
ungeachtet des Weltraumrechts 
Grundstücke auf dem Mond ver- 
kaufen und Eigentumsrechte an 
einem Asteroiden geltend machen 
(»Luft- und Weltraumrecht im 21. 
Jahrhundert«, S. 275, 282). Selbst 
juristische Fachliteratur zum Welt- 
raumrecht bestätigt, daß es die 
kapitalistischen Interessen von 
US-Unternehmen und deren erbit- 
terter Widerstand sind, welche die 
USA auf Kurs halten, keine weite- 
ren Abkommen zu unterzeichnen, 
die in die Stoßrichtung des WRV 
bzw. noch weiter als dieser gehen 
(Zeitschrift für Luft- und Weltraum- 
recht, 2005, S. 243, 244 f.). Das Öl 
in Afghanistan und Irak scheint US- 
Wirtschaftsstrategen nicht mehr zu 
reichen. 


Es bleibt einzig die Hoffnung, daß 
sich die Bevölkerung der USAwenn 
nicht bei den nächsten Präsident- 
schaftswahlen, so doch in naher 
Zukunft für eine Staatsführung ent- 
scheiden wird, die den Weg zurück 
in die Völkergemeinschaft findet. 


Torsten Schmidt 


SONDERRECHT KONTRA VÖLKERRECHT 
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»Das US-Imperium hat Angst vor der Wahrheit« 


Die Rede von Hugo Chävez, dem Präsidenten von Vene- 
zuela, vor der Generalversammlung der Vereinten Natio- 
nen in New York, Mittwoch, 20. September 2006 


Vorspann 
der UN-Schriftleitung: 


Über die Reden und Forderun- 
gen von George W. Bush und 
anderer Repräsentanten der so- 
genannten »westlichen Wertege- 
meinschaft« zu weltpolitischen 
Fragen berichten unsere Medien 
laufend auf allen Kanälen. Aber 
es gibt auch eine andere Sicht 
der Dinge, über die man nichts 
oder nur mit viel Aufwand etwas 
erfährt. Ein Beispiel dafür ist die 
Rede, die der Präsident Vene- 
zuelas am 20.9.2006 vor der 
Vollversammlung der Vereinten 
Nationen hielt. Dem deutschen 
UNO-Verbindungsbüro in Bonn 
lag auf Nachfrage keine offizielle 
deutsche Übersetzung vor. Erst 
vom Informationszentrum der 


Vereinten Nationen in Brüssel er- 
hielten wir den spanischen Urtext 
und eine autorisierte englische 
Übersetzung. 


Die ins Netz gestellte deut- 
sche Übersetzung der venezo- 
lanischen Botschaft in Berlin war 
- auf wessen Betreiben auch 
immer — nur unvollständig her- 
unterzuladen. Andere im Netz 
zu findende Übersetzungen un- 
terscheiden sich oder sind nur 
Auszüge. Wir haben deswegen 
die Übersetzung der Schweizer 
Zeitung »ZeitFragen« Nr. 39 vom 
25.9.2006 kritisch mit dem Urtext 
verglichen, mit geringen Ände- 
rungen übernommen und veröf- 
fentlichen ihn in alter deutscher 
Rechtschreibung. 


Man mag über manche Ausfüh- 
rungen des »linken« Präsidenten 
Venezuelas unterschiedlicher 
Meinung sein. Wir halten es je- 
doch für ein Unding, daß weder 
die Bundestagsabgeordneten 
noch gar die Bundesbürger, die 
maßgeblich zur Finanzierung der 
UNO zur Kasse gebeten werden, 
in deutscher Sprache lesen kön- 
nen, was Gegner des US-Impe- 
rialismus zu notwendigen Refor- 
men der UNO fordern. 
Sprachkundigen und kritischen Lesern 
senden wir auf Anforderung gerne Kopi- 


en der spanischen und englischen UNO- 
Übersetzungen (UN-Archiv 12065). 


Mittwoch, 20. September 2006: 


Sheika Haya Rashed Al-Khalifa, 

Präsidentin der 61. Generalver- 
sammlung der Vereinten Natio- 
nen: 


»Im Namen der Generalver- 
sammlung habe ich die Ehre, Sei- 
ne Exzellenz, Herrn Hugo Chävez 
Frias, Präsident der Bolivarischen 
Republik Venezuela, bei den Ver- 
einten Nationen willkommen zu 
heißen, und lade ihn ein, sich an 
die Versammlung zu wenden.« 


Hugo Chävez, Präsident der Bo- 
livarischen Republik Venezuela: 


Frau Präsidentin, Exzellenzen, 
Staatschefs, Regierungschefs 
und hohe Repräsentanten der 
Regierungen der Welt - Guten 
Tag Ihnen allen. 


Zu Beginn möchte ich voller Re- 
spekt alle, die dieses Buch noch 
nicht lesen konnten, einladen, es 
zu lesen: Noam Chomsky, einer 
der angesehensten Intellektuel- 
len dieses Amerika und der Welt, 
Chomsky, eine seiner jüngsten Ar- 
beiten: »Hegemonia o superviven- 
cia, Las estrategia imperialista de 
Estados Unidos.« 


Hinweis der UN-Schriftleitung: Deut- 
scher Titel: Noam Chomsky, Hybris — 
Die endgültige Sicherung der globalen 
Vormachtstellung der USA, Hamburg 
2003, ISBN 3-203-76016-9. 


Eine ausgezeichnete Arbeit, um 
zu verstehen, was in der Welt des 
20. Jahrhunderts geschehen ist, 
was heute geschieht, und über die 
größte Gefahr, die auf unserem 
Planeten lastet: Die hegemonialen 
Bestrebungen des nordamerikani- 
schen Imperialismus bringen das 
Überleben der menschlichen Spe- 
zies in Gefahr. 


Wir warnen weiter vor dieser Ge- 
fahr und rufen das Volk der Verei- 
nigten Staaten und die Welt auf, 
diese Bedrohung zu stoppen, die 
wie das Schwert des Damokles 
über uns schwebt. Ich wollte ein 
Kapitel vorlesen, aber um die Zeit 


zu respektieren, belasse ich es lie- 
ber bei einer Empfehlung. Es liest 
sich schnell. Es ist sehr gut, Frau 
Präsidentin. Sicher kennen Sie es. 
Es ist erschienen in Englisch, in 
Deutsch, in Russisch und sicher- 
lich in Arabisch. 


Sehen Sie, ich denke, daß die er- 
sten Bürger, die dieses Buch lesen 
sollten, die Brüder und Schwestern 
Bürger der Vereinigten Staaten 
sind, denn sie haben die Bedro- 
hung im eigenen Haus; der Teufel 
ist im Hause. Der Teufel, der Teufel 
selbst ist im Haus. Gestern kam 
der Teufel hierher. 


Gestern war der Teufel hier, an 
diesem selben Ort. Dieser Tisch, 
an dem es nun an mir ist zu reden, 
riecht immer noch nach Schwefel! 
Gestern, meine Damen und Her- 
ren, sprach von dieser selben Büh- 
ne der Herr Präsident der Vereinig- 
ten Staaten, den ich »den Teufel« 
nenne; er kam hierher, um als Herr 
der Welt zu sprechen, als Herr der 
Welt. Ein Psychiater wäre nicht 
genug, um die gestrige Rede des 
Präsidenten der Vereinigten Staa- 
ten zu analysieren. Als Sprachrohr 
des Imperialismus kam er, um 
seine Rezepte zu verteilen, um 
zu versuchen, das gegenwärtige 
Herrschaftsverhältnis zu bewah- 
ren, das Ausbeutungs- und Aus- 
plünderungsverhältnis gegen die 
Völker der Welt. Das wäre gut für 
einen Film von Alfred Hitchcock, 


DIE WELT AUS ANDERER SICHT 


UN 12/2006 : Seite 6 


ich würde sogar den Titel vorschla- 
gen: »Das Rezept des Teufels«. 


Das heißt, der nordamerikani- 
sche Imperialismus — und hier sagt 
es Chomsky klipp und klar — un- 
ternimmt hoffnungslose Anstren- 
gungen, um sein hegemoniales 
Herrschaftssystem zu festigen. Wir 
dürfen nicht erlauben, daß dies ge- 
schieht, wir dürfen nicht erlauben, 
daß die Weltdiktatur errichtet wird, 
daß sie sich festigt, daß sich die 
weltweite Diktatur festigt. 


Die Rede des Welttyrann-Prä- 
sidenten ist voller Zynismus, vol- 
ler Heuchelei; es ist die imperiale 
Heuchelei, der Versuch, alles zu 
kontrollieren. Sie wollen uns das 
demokratische Modell aufzwingen, 
wie sie es verstehen: die falsche 
Demokratie der Eliten. Und außer- 
dem ein sehr originelles demokra- 
tisches Modell: durchgesetzt mit 
Bomben, mit Bombenangriffen und 
durch Invasionen und Kanonen- 
schüsse! Was für eine Demokratie! 
Man müßte noch einmal die These 
von Aristoteles lesen, oder? Und 
die der ersten, die dort in Griechen- 
land von der Demokratie gespro- 
chen haben, um zu sehen, was für 
ein Demokratiemodell das ist, das 
durch Marines, durch Invasionen, 
durch Aggressionen und Bomben 
durchgesetzt wird. 


Gestern sagte der Präsident der 
Vereinigten Staaten in diesem sel- 
ben Saal das Folgende: »Wohin 
Sie auch sehen, hören Sie Extre- 
misten, die Ihnen sagen, daß man 
durch Gewalt, Terror und Märty- 
rertum dem Elend entfliehen und 
die Würde zurückgewinnen kann.« 
Wo auch immer er hinblickt, sieht 
er Extremisten! Ich bin sicher, daß 
er dich sieht, Bruder, mit dieser 
Farbe, und glaubt, du bist ein Ex- 
tremist. Mit dieser Farbe ist Evo 
Morales — der gestern gekommen 
ist, der würdige Präsident Boliviens 
— ein Extremist. Überall sehen die 
Imperialisten Extremisten. 


Nein, wir sind keine Extremisten; 
was passiert, ist, daß die Welt er- 
wacht und überall wir, die Völker, 
uns erheben. 


Ich habe den Eindruck, Herr im- 
perialistischer Diktator, daß Sie 
den Rest Ihrer Tage mit einem 
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Alptraum leben müssen, denn wo 
auch immer Sie hinschauen, wer- 
den wir erscheinen, wir, die sich 
gegen den nordamerikanischen 
Imperialismus erheben, die die völ- 
lige Freiheit der Welt fordern, die 
Gleichheit der Völker, den Respekt 
für die Souveränität der Nationen. 


Ja, Sie nennen uns Extremisten, 
wir erheben uns gegen das Impe- 
rium, wir erheben uns gegen das 
Herrschaftsmodell. 


Danach sagte der Herr Präsident 
zu Ihnen: »Heute möchte ich direkt 
zu den Bevölkerungen des Na- 
hen Ostens sprechen, mein Land 
wünscht den Frieden ...«. Das 
stimmt. Wenn wir durch die Stra- 
ßen der Bronx gehen, wenn wir 
durch die Straßen von New York, 
Washington, San Diego, Kaliforni- 
en, irgendeiner Stadt, San Antonio, 
San Francisco gehen und die Men- 
schen auf der Straße fragen, die 
Bürger der Vereinigten Staaten, 
dann will dieses Land den Frieden. 
Der Unterschied ist, daß die Regie- 
rung dieses Landes, der Vereinig- 
ten Staaten, nicht den Frieden will, 
sie will uns durch Krieg ihr Modell 
der Ausbeutung und Ausplünde- 
rung und ihre Hegemonie aufzwin- 
gen. Das ist der kleine Unterschied. 
Die US-Regierungen wollen den 
Frieden, und was passiert im Irak? 
Was ist in Libanon und in Palästina 
passiert? Was ist in 100 Jahren in 
Lateinamerika und weltweit pas- 
siert? Und nun die Drohungen ge- 
gen Venezuela, neue Drohungen 
gegen Venezuela, neue Drohun- 
gen gegen den Iran ...! 


Er sprach zum Volk Libanons: 
»Viele von Ihnen haben gesehen, 
wie ihre Heime und ihre Gemein- 
den im Kreuzfeuer gefangen wa- 
ren.« Was für ein Zynismus! Was 
für eine Fähigkeit, schamlos vor al- 
ler Welt zu lügen! Die Bomben auf 
Beirut, die mit millimetergenauer 
Präzision abgeworfen wurden, sind 
Kreuzfeuer? Ich glaube, der Präsi- 
dent denkt an die Westernfilme, 
als man aus der Hüfte schoß und 
irgendwer im Kreuzfeuer gefangen 
war. Imperialistisches Feuer, fa- 
schistisches Feuer, mörderisches 
Feuer, völkermörderisches Feuer 
des Imperiums und Israels gegen 
das unschuldige Volk Palästinas 


und das Volk Libanons! Das ist die 
Wahrheit! Jetzt sagen sie, daß sie 
leiden, daß »wir leiden, weil wir 
ihre Heime zerstört sehen«. 


Schließlich kam der Präsident der 
Vereinigten Staaten, um zu den 
Völkern zu sprechen, er kam, um 
außerdem zu sagen — Frau Präsi- 
dentin, ich habe einige Dokumente 
mitgebracht, weil ich heute mor- 
gen einige Reden gesehen und 
meine Worte aktualisiert habe -, 
er sprach zum Volk Afghanistans, 
zum Volk Libanons: »Dem Volk 
des Iran sage ich ... Dem Volk Li- 
banons sage ich ... Dem Volk Af- 
ghanistans sage ich ...«. 


Gut, man fragt sich: so wie der 
Präsident der Vereinigten Staaten 
diesen Völkern sagt: »Ich sage 
Ihnen ...«, was würden ihm diese 
Völker sagen, wenn diese Völker 
reden könnten? Was würden sie 
ihm sagen? Ich werde es aufgrei- 
fen, denn ich kenne den größten 
Teil der Seele dieser Völker, der 
Völker des Südens, der angegrif- 
fenen Völker. Sie würden sagen: 
»Yankee-Imperium go home!« Das 
wäre der Schrei, der überall ertö- 
nen würde, wenn die Völker der 
Welt mit einer einzigen Stimme 
zum Imperium der Vereinigten 
Staaten sprechen könnten. 


Deshalb, Frau Präsidentin, Kol- 
legen, Freundinnen und Freunde, 
kamen wir im vergangenen Jahr 
hierher, in diesen selben Saal, 
wie alle Jahre in den vergangenen 
acht, und sagten etwas, was heute 
voll bestätigt wurde, und ich glau- 
be, daß fast niemand hier in die- 
sem Saal aufstehen kann, um sich 
zu verteidigen: Das System der 
Vereinten Nationen, das nach dem 
Zweiten Weltkrieg geboren wur- 
de — akzeptieren wir es ehrlich -, 
ist zusammengebrochen, hat sich 
aufgelöst. Es taugt nicht! Es taugt, 
um hierherzukommen und Reden 
zu halten, um uns einmal im Jahr 
zu sehen, ja, dafür taugt es. Und 
um sehr lange Dokumente zu ma- 
chen und gute Reflexionen und 
gute Reden zu hören wie gestern 
die von Evo, wie die von Lula und 
viele Reden, die wir jetzt gerade 
gehört haben, des Präsidenten von 
Sri Lanka und die der Präsidentin 
von Chile. Ja, dafür taugt es. Aber 
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sie haben uns diese Versammlung 
in ein rein beratendes Gremium 
verwandelt, nur beratend, ohne ir- 
gendeine Art von Macht, um auch 
nur auf die geringste Weise der 
schrecklichen Realität entgegen- 
zutreten, die die Welt erlebt. 


Deshalb wiederholen wir unseren 
Vorschlag: Venezuela schlägt hier 
heute, an diesem 20. September, 
erneut vor, daß wir die Vereinten 
Nationen neu gründen. Wir haben 
im vergangenen Jahr, Frau Präsi- 
dentin, vier bescheidene Vorschlä- 
ge unterbreitet, die wir für unauf- 
schiebbar dringend halten, damit 
wir Staatschefs, Regierungschefs, 
unsere Botschafter, unsere Vertre- 
ter sie aufgreifen und wir sie dis- 
kutieren. 


Erstens, die Ausweitung — ge- 
stern sagte Lula dasselbe — des 
Sicherheitsrates, sowohl in seinen 
ständigen wie in seinen nicht stän- 
digen Bestandteilen, damit neue 
entwickelte und unterentwickelte 
Länder hereinkommen, die dritte 
Welt, als neue ständige Mitglieder. 
Das als erstes. 


Zweitens, die Anwendung effizi- 
enter Methoden zur Behandlung 
und Lösung der weltweiten Konflik- 
te, transparente Methoden der Dis- 
kussion, der Entscheidungen. 


Drittens, das erscheint uns grund- 
legend, die sofortige Abschaffung 
— und das ist eine Forderung aller — 
dieses antidemokratischen Mecha- 
nismus des Vetos, des Vetos bei 
den Entscheidungen des Sicher- 
heitsrates. Nur ein jüngstes Bei- 
spiel: Das unmoralische Veto der 
Regierung der Vereinigten Staaten 
erlaubte es den israelischen Trup- 
pen, ungehindert den Libanon zu 
zerstören, indem sie ganz offen, 
vor unser aller Augen, eine Reso- 
lution im Sicherheitsrat der Verein- 
ten Nationen verhinderte. 


Und viertens, notwendig ist — das 
sagen wir immer — die Rolle, die 
Befugnisse des Generalsekretärs 
der Vereinten Nationen zu stärken. 
Gestern hat uns der Generalsekre- 
tär eine Rede gehalten, sein Ab- 
schied, und er erkannte an, daß in 
diesen zehn Jahren die Welt kom- 
plizierter geworden ist und daß die 
schweren Probleme der Welt, der 


Hunger, das Elend, die Gewalt, die 
Verletzung der Menschenrechte, 
sich verschlimmert haben. Das ist 
die schreckliche Konsequenz des 
Zusammenbruchs des Systems 
der Vereinten Nationen und der 
nordamerikanischen imperialisti- 
schen Ansprüche. 


Andererseits, Frau Präsidentin, 
entschied Venezuela vor mehreren 
Jahren, diese Schlacht innerhalb 
der Vereinten Nationen auszutra- 
gen. Wir erkennen die Vereinten 
Nationen als Mitglieder, die wir 
sind, mit unserer Stimme, mit unse- 
ren bescheidenen Reflexionen an; 
wir sind eine unabhängige Stimme, 
um die Würde und die Suche nach 
Frieden zu vertreten, die Neufor- 
mulierung des internationalen Sy- 
stems; um die Verfolgung und die 
Aggressionen des Hegemonismus 
gegen die Völker des Planeten an- 
zuklagen. 


Venezuela hat auf diese Weise 
seinen Namen gegeben, dieses 
Heimatland von Bolivar hat sei- 
nen Namen gegeben und hat sich 
um einen Sitz als nicht ständiges 
Mitglied des Sicherheitsrates be- 
worben. Wissen Sie, die Regie- 
rung der Vereinigten Staaten hat 
eine offene Aggression begonnen, 
eine unmoralische Aggression auf 
der ganzen Welt, und versucht zu 
verhindern, daß Venezuela frei 
gewählt wird, um einen Sitz im 
Sicherheitsrat einzunehmen. Sie 
fürchten die Wahrheit, das Imperi- 
um hat Angst vor der Wahrheit, vor 
den unabhängigen Stimmen, klagt 
uns an, Extremisten zu sein. Sie 
sind die Extremisten. 


Ich möchte hier all jenen Ländern 
danken, die ihre Unterstützung für 
Venezuela angekündigt haben, 
auch wenn die Abstimmung ge- 
heim ist, und es ist nicht notwendig, 
daß irgend jemand es ankündigt. 
Aber ich glaube, die offene Ag- 
gression des nordamerikanischen 
Imperiums hat die Unterstützung 
durch viele Länder beschleunigt, 
was Venezuela, unser Volk, unse- 
re Regierung moralisch sehr stärkt. 
Der Mercosur zum Beispiel hat als 
Block seine Unterstützung für Ve- 
nezuela angekündigt, unsere Brü- 
der vom Mercosur — Venezuela ist 
jetzt Vollmitglied des Mercosur mit 
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Brasilien, Argentinien, Uruguay, 
Paraguay — und viele andere Län- 
der Lateinamerikas, wie Bolivien; 
die Caricom hat vollständig ihre 
Unterstützung für Venezuela an- 
gekündigt; die Arabische Liga hat 
vollständig ihre Unterstützung für 
Venezuela angekündigt. Ich danke 
sehr der arabischen Welt, unseren 
Brüdern aus Arabien, diesem tie- 
fen Arabien. Unseren Brüdern der 
Karibik, der Afrikanischen Union: 
fast ganz Afrika kündigte seine Un- 
terstützung für Venezuela an. Und 
Länder wie Rußland, China und 
viele andere Länder des Planeten. 
Vielen, vielen Dank im Namen Ve- 
nezuelas, im Namen unseres Vol- 
kes und im Namen der Wahrheit. 
Denn Venezuela wird, wenn es ei- 
nen Sitz im Sicherheitsrat besetzt, 
nicht nur die Stimme Venezuelas 
einbringen, sondern die Stimme 
der dritten Welt, die Stimme der 
Völker des Planeten. Wir werden 
dort sein und die Würde und die 
Wahrheit verteidigen. 


Darüber hinaus, Frau Präsiden- 
tin, glaube ich, daß es Gründe gibt, 
optimistisch zu sein, unweigerlich 
optimistisch, würde ein Dichter sa- 
gen, denn neben den Drohungen, 
den Bomben, den Kriegen, den 
Aggressionen, dem Präventivkrieg, 
der Zerstörung ganzer Völker kann 
man spüren, daß sich eine neue 
Ära erhebt, wie es Silvio Rodriguez 
singt: »Die Ära gebärt ein Herz«. 


Es erheben sich alternative Strö- 
mungen, alternative Ideen, alterna- 
tive Bewegungen, Jugendliche mit 
anderen Ideen. Es wurde inner- 
halb eines Jahrzehnts bereits be- 
wiesen, daß die These vom Ende 
der Geschichte völlig falsch war, 
völlig falsch die These von der Be- 
gründung des amerikanischen Im- 
periums, der Pax americana, der 
Begründung des neoliberalen kapi- 
talistischen Modells, denn was es 
hervorbringt, ist Elend und Armut. 
Die These ist völlig falsch, sie geht 
zugrunde, jetzt muß die Zukunft 
der Welt definiert werden. Es liegt 
Morgendämmerung über dem Pla- 
neten, und man sieht sie überall, in 
Lateinamerika, in Asien, in Afrika, 
in Europa, in Ozeanien. 


Ich möchte diese Vision des Op- 
timismus hervorheben, damit sich 
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unser Bewußtsein und unsere Be- 
reitschaft zum Kampf für die Ret- 
tung der Welt und für den Aufbau 
einer neuen Welt, einer besseren 
Welt verstärken. Venezuela reiht 
sich in diesen Kampf ein, und des- 
halb werden wir bedroht. 


Die Vereinigten Staaten planten, 
finanzierten und initiierten bereits 
einen Staatsstreich in Venezuela, 
und die Vereinigten Staaten un- 
terstützen weiter putschistische 
Bewegungen in Venezuela und 
gegen Venezuela, sie unterstüt- 
zen weiter den Terrorismus. Die 
Präsidentin Michelle Bachelet hat 
vor einigen Tagen — Entschuldi- 
gung, vor einigen Minuten — an 
die schreckliche Ermordung des 
früheren chilenischen Außenmi- 
nisters Orlando Letelier erinnert. 
Ich möchte nur das Folgende hin- 
zufügen: Die Schuldigen sind frei, 
und die Schuldigen jenes Ereig- 
nisses, bei dem auch eine Bürge- 
rin der Vereinigten Staaten starb, 
sind Nordamerikaner von der CIA, 
Terroristen der CIA. Aber es muß 
auch in diesem Saal daran erin- 
nert werden, daß sich in wenigen 
Tagen auch die schreckliche ter- 
roristische Tat der Sprengung des 
kubanischen Flugzeugs zum 30. 
Mal jährt, bei der 73 Unschuldige 
starben, ein Flugzeug der Cubana 
de Aviaciön. Und wo ist der größ- 
te Terrorist dieses Kontinents, der 
die Verantwortung für die Spren- 
gung des kubanischen Flugzeugs 
als geistiger Urheber übernom- 
men hat? 


Er war in Venezuela einige Jahre 
lang gefangen, er floh mit der Hilfe 
von Beamten der CIA und der da- 
maligen venezolanischen Regie- 
rung. Er lebt hier in den Vereinig- 
ten Staaten, geschützt von dieser 
Regierung, er war gefangen und 
geständig. 


Die Regierung der Vereinigten 
Staaten hat ein doppeltes Gesicht 
und beschützt den Terrorismus. 


Diese Übertragungen besagen, 
daß Venezuela dem Kampf ge- 
gen den Terrorismus, gegen die 
Gewalt verpflichtet ist und sich mit 
allen Völkern vereint, die für den 
Frieden und eine Welt der Glei- 
chen kämpfen. 
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Ich habe von dem kubanischen 
Flugzeug gesprochen. Der Ter- 
rorist heißt Luis Posada Carriles, 
er wird hier beschützt. Geschützt 
werden hier die großen Korrupten, 
die aus Venezuela geflohen sind; 
eine Gruppe von Terroristen, die 
dort Bomben in den Botschaften 
mehrerer Länder gelegt haben, die 
dort während des Staatsstreichs 
Menschen ermordet haben, die 
diesen bescheidenen Diener ent- 
führten und ihn erschießen woll- 
ten, nur daß Gott und eine Gruppe 
guter Soldaten und ein Volk, das 
auf die Straße ging, ihre Hand er- 
hoben haben. 


Durch ein Wunder bin ich hier. 
Sie sind hier, die Führer dieses 
Staatsstreichs und dieser terrori- 
stischen Akte, beschützt von der 
Regierung der Vereinigten Staa- 
ten. Ich klage die Regierung der 
Vereinigten Staaten an, den Ter- 
rorismus zu schützen und einen 
absolut zynischen Diskurs zu füh- 
ren. 


Wir sprechen von Kuba, wir 
kommen aus Havanna, wir kom- 
men glücklich aus Havanna, wir 
waren dort mehrere Tage; und 
dort kann man die Geburt einer 
neuen Ära sehen: den Gipfel der 
G-15, den Gipfel der Bewegung 
der Nichtpaktgebundenen mit ei- 
ner historischen Resolution: »Ab- 
schlußdokument« — erschrecken 
Sie nicht, ich werde nicht alles 
vorlesen -, aber hier gibt es eine 
Reihe von Resolutionen, die in 
offener und transparenter Diskus- 
sion von mehr als 50 Staatschefs 
getroffen wurden. Havanna war 
eine Woche lang die Hauptstadt 
des Südens. Wir haben die Bewe- 
gung der Nichtpaktgebundenen 
neu gestartet, und wenn ich Sie 
alle um etwas bitten darf, Com- 
paferos und Brüder und Schwe- 
stern, dann ist es, daß wir großen 
Willen in die Stärkung der Gruppe 
der Nichtpaktgebundenen setzen, 
das ist überaus wichtig für die Ge- 
burt der neuen Ära, um die Hege- 
monie und den Imperialismus zu 
verhindern. 


Und außerdem, Sie wissen es, 
haben wir Fidel Castro für die 
nächsten drei Jahre zum Präsi- 
denten der Gruppe der Nichtpakt- 


gebundenen bestimmt, und wir 
sind sicher, daß der Genosse Prä- 
sident Fidel Castro den Taktstock 
mit großer Effizienz führen wird. 
Die, die wollten, daß Fidel stirbt, 
nun gut, sie blieben frustriert zu- 
rück, und sie werden frustriert 
zurückbleiben, denn Fidel trägt 
wieder die olivgrüne Uniform, und 
jetzt ist er nicht nur der Präsident 
Kubas, sondern auch der Präsi- 
dent der Nichtpaktgebundenen. 


Frau Präsidentin, liebe Kollegen, 
Präsidenten, dort wurde eine sehr 
starke Bewegung geboren, die 
des Südens. Wir sind Männer und 
Frauen des Südens, wir sind Über- 
bringer dieser Dokumente, dieser 
Ideen, dieser Kritiken, dieser Re- 
flexionen. Ich schließe schon mei- 
ne Mappe, und das Buch nehme 
ich wieder mit — vergessen Sie 
nicht, daß ich es Ihnen in aller Be- 
scheidenheit sehr empfehle. 


Wir haben versucht, Ideen für 
die Rettung dieses Planeten bei- 
zutragen, um sie vor der impe- 
rialistischen Bedrohung zu ret- 
ten, und damit, hoffentlich bald 
in diesem Jahrhundert, unsere 
Kinder und unsere Enkel besser 
leben können. Hoffentlich können 
wir es noch sehen und erleben: 
eine Welt des Friedens, unter den 
grundlegenden Prinzipien der Or- 
ganisation der Vereinten Natio- 
nen, aber einer neugestarteten, 
einer neugestarteten und anders- 
wo untergebrachten. 


Ich glaube, wir müssen die Ver- 
einten Nationen in einem anderen 
Land unterbringen, in einer Stadt 
des Südens, haben wir aus Vene- 
zuela vorgeschlagen. Sie wissen, 
daß mein medizinisches Personal 
und mein Sicherheitschef einge- 
schlossen im Flugzeug bleiben 
mußten: Sie haben ihm nicht er- 
laubt, zu den Vereinten Nationen 
zu kommen. Ein weiterer Miß- 
brauch und Angriff, Frau Präsi- 
dentin, den wir aus Venezuela 
beantragen als einen — sogar per- 
sönlichen — Angriff des Teufels zu 
registrieren. 


Es riecht nach Schwefel, aber 
Gott ist mit uns. Ich umarme Sie, 
und Gott schütze Sie alle. Guten 
Tag. 
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Wozu die Bundeswehr mißbraucht wird: 
Afghanistan: Ein Krieg gegen das Volk der Paschtunen 
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Deutsche sollen kämpfen: Die USA, die UNO und die NATO erhöhen den Druck auf die Bun- 
desregierung. Deutsche Soldaten sollen nun auch offiziell im umkämpften Süden Afghani- 
stans eingesetzt werden und Krieg gegen die »Aufständischen« führen. Noch sperrt sich die 


Bundesregierung. Wir fordern: Holt die deutschen Soldaten nach Hause, wir haben in Afgha- 
nistan nichts, aber auch gar nichts zu verteidigen! 


»Die Deutschen sollten mit kämpfen, und auch mit 


|" 


sterben, wenn nötig.« 


Von den USA und der NATO ist 
man seit dem völkerrechtswidri- 
gen Krieg gegen Jugoslawien im 
Jahr 1999 einiges gewöhnt. 


Die Vereinten Nationen schei- 
nen jetzt in Afghanistan, ange- 
trieben durch den deutschen 
UNO-Beauftragten Tom Koenigs, 
nachziehen zu wollen. Der fordert 
— gemeinsam mit kanadischen, 
britischen und anderen NATO- 
Partnern — seit Wochen immer 
drängender den Einsatz der Bun- 
deswehr auf den Gefechtsfeldern 
im Süden des Landes. 


Seine Begründung dafür zeigt, 
wozu man heute fähig sein kann. 
Dort -— so Koenigs — finde ein 
»Volksaufstand« statt, dort müs- 
se die NATO zeigen, was eine 
Harke ist. Devise: Geschlossenes 
Handeln am Hindukusch und Sol- 
daten, wo man sie braucht. 


Wenn einer derart die Flucht 
nach vorn antritt, dann nicht we- 
gen angeblicher Al-Qaida-Terro- 
risten, deren Präsenz in Afghani- 
stan längst kein Thema mehr ist, 
wie man Erklärungen offizieller 
Vertreter der Regierung Karzai 
entnehmen darf. 


Ronald Neumann, US-Botschafter in Kabul (WamS, 26.11.06) 


Es geht viel mehr gegen die 
Paschtunen, ein Volk von im- 
merhin 50 Millionen Menschen, 
die von einer britisch-russischen 
Kolonialgrenze geteilt werden, 
deren Gültigkeit Anfang der 
neunziger Jahre abgelaufen ist. 


Die Paschtunen siedeln seit 
ewigen Zeiten im Süden Afgha- 
nistans und einigen Regionen 
Nordpakistans, wo sie schon vor 
zehn Jahren den »Staat Paschtu- 
nistan« ausgerufen haben. 


Der ehemalige afghanische 
Staatschef Nadschibullah wurde 
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1996 von den Taliban auf grau- 
same Weise umgebracht, als er 
— unter »UNO-Schutz« stehend 
— die Unterschrift unter die von 
Pakistan gewünschte Bestätigung 
der Grenze verweigerte. Der Wil- 
le der Paschtunen, in einem Staat 
zu leben, blieb ungebrochen, auch 
als Afghanistan nach 2001 quasi 
zum NATO-Protektorat wurde. 


Das also ist der »Volksaufstand«, 
gegen den der deutsche Sonder- 
botschafter Tom Koenigs, Josch- 
ka Fischers Freund, die versam- 
melten NATO-Truppen einsetzen 
will. Die UNO als Unterdrücker 
und die NATO als Vollstrecker 
der Unterdrückung, das ist schon 
furchterregend. Dabei erscheint 
zweitrangig, ob die Bundeswehr 
nun im Süden eingesetzt wird 
oder nicht, denn fest steht: 


UNO und NATO kämpfen für 
den Bestand einer Grenze, die 
ein Volk teilt und die selbst 
nach dem Willen britischer 
und russischer Kolonisatoren 
höchstens 99 Jahre lang ihre 
Funktion erfüllen sollte. 


Um so mehr ist es ungeheuer- 
lich, wenn der höchste UNO-Re- 
präsentant diese Demarkations- 
linie durch militärische Gewalt 
aufrechterhalten will. Und nie- 
mand soll uns weismachen, die 
Bundeswehr werde nicht in die- 
se Bestrebungen verwickelt. Die 
Niederländer haben das bereits 
vormachen müssen. Ein »ge- 
mischter Verband«, zusammen- 
gesetzt aus afghanischen und 
holländischen Soldaten, kämpft 
im paschtunischen Süden und da- 
mit im »Volksaufstandsgebiet«. 


Jetzt soll ein gleichfalls gemisch- 
tes Kontingent aus Afghanen und 
Deutschen von Kunduz aus in 
den Süden verlegt werden. 


Ein Tabu nach dem anderen 
wird gebrochen — und da will man 
glaubwürdig sein? Seit in dieser 
Region Einheiten des Komman- 
dos Spezialkräfte (KSK) der Bun- 
deswehr an der Seite von US- 
Truppen eingesetzt werden, fragt 
man sich ohnehin, ob die strikte 
Geheimhaltung nur der Sicherheit 
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der KSK-Angehörigen dient oder 
verschleiern soll, woran man sich 
eigentlich beteiligt oder beteiligen 
muß. 


Eines ist sicher, niemand hat der 
UNO, der NATO oder wem auch 
immer ein Mandat erteilt, ein 
ganzes Volk zusammenzukartät- 
schen. 


Keine deutschen 
Soldaten 
ins Ausland 
und keine 


ausländischen 
Soldaten in 
Deutschland! 


als Aufkleber erhältlich 


Mehr denn je erscheint die Fra- 
ge angebracht, welche Aufgaben 
die Bundeswehr wie die westliche 
Allianz überhaupt in Afghanistan 
eigentlich haben. Viele offenbar. 
Gestaunt haben dürften südame- 
rikanische Geheimdienstoffiziere, 
als ihnen vor Wochen von der 
NATO innerhalb des deutschen 
Verantwortungsbereichs an der 
Grenze zu China die Routen 
des Drogenschmuggels gezeigt 
wurden. Unüberwindbar sind die 
himmelhohen Berge offenbar 
nicht, denn die gewaltige Drogen- 
produktion Afghanistans nimmt 
zum Teil diesen Weg. Die Folgen 
derartiger »Ausfuhren« sind in 
Chinas Westprovinzen zu besich- 
tigen: Soziale Erosion und Desta- 
bilisierung. Auch der berühmte 
Kargil-Zwischenfall im nördlichen 
Indien, für den 1999 der heuti- 
ge pakistanische Präsident Mu- 
scharraf verantwortlich war, galt 
den muslimischen Teilen Chinas. 


Daher kann es kaum überra- 
schen, sollte sich nach dem Wil- 
len der USA der NATO-Gipfel in 


Riga Ende November mit der 
Verbindung zwischen der westli- 
chen Allianz und den asiatischen 
Sicherheitsstrukturen der USA 
befaßt haben. 


Geht das so weiter, avanciert 
Peter Struck zum Propheten, weil 
Deutschland bald nicht mehr nur 
am Hindukusch, sondern auch 
am 38. Breitengrad zwischen 
Nord- und Südkorea und anders- 
wo verteidigt werden dürfte. 


Unter diesen Umständen gibt 
es jeden guten Grund, die deut- 
schen Soldaten nach Hause zu 
holen und den deutschen UNO- 
Beauftragten Koenigs abzulö- 
sen. 


Bisher 39 tote 
Bundeswehrsoldaten 
bei friedenserhaltenden 
Einsätzen 


Bundesverteidigungsminister 
Jung (CDU) sprach sich am 
16.2.2006 für ein Ehrenmal in 
Berlin für die bei Auslandsein- 
sätzen getöteten Bundes- 
wehrsoldaten aus. Man sei es 
den toten Soldaten schuldig, 
»ein ehrendes Gedenken für 
ihren Einsatz für Frieden und 
Freiheit zu erhalten.« 
Quelle: ddp,16.2.2006,21.09 Uhr 
Die in dieser ddp-Meldung vom 
16.2.2006 genannte Zahl der deut- 
schen Opfer ist die letzte Information, 
die zu erhalten war. In Afghanistan hat 
die Bundeswehr bisher 18 Tote zu be- 


klagen, fünf davon als Folge von An- 
schlägen. 


Bundestag verlängerte 
Afghanistan-Einsatz 

Am 28.09.2006 beschloß der 
Bundestag mit großer Mehrheit 
die Verlängerung des Bundes- 


wehreinsatzes in Afghanistan 
bis Oktober 2007. 


Im Antrag 16/2573 der Bun- 
desregierung, der den Abge- 
ordneten vorlag, heißt es: »Die 
Kosten für den Einsatz werden 
in diesem Haushaltsjahr rund 
460 Millionen Euro betragen; 
in 2007 wird mit Ausgaben von 
rund 350 Millionen Euro ge- 
rechnet.« 

Quelle: www.bundestag.de/aktuell 
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Verschärfte 
Postkontrolle der UN 


Das Justizministerium des Landes 
Brandenburg scheint sich nicht 
mehr an die Urteile unabhängiger 
Gerichte halten zu wollen. 


Wir beliefern ausgewählte Häftlin- 
ge in den bundesdeutschen Straf- 
anstalten kostenlos mit der UN, die 
wegen Meinungsdelikten und poli- 
tisch motivierter Straftaten einsitzen 
und es geistig und charakterlich wert 
sind, um sie für eine spätere geset- 
zestreue politische Arbeit zu gewin- 
nen. 


Jetzt will das Justizministerium 
Brandenburg dagegen vorgehen, 
obwohl wir schon mehrere Urteile er- 
stritten haben, daß die Einbehaltung 
von Zeitschriften durch die JVA-An- 
stalten so einfach gar nicht geht und 
nur bei einer ausführlichen Einzel- 
fallbegründung zulässig ist. Prinzipi- 
ell hat jeder Gefangene das Recht, 
bis zu drei Zeitungen zu erhalten. 


»JVA soll rechte 
Schriften abfangen« 


So lautete die Überschrift einer Mel- 
dung der »Märkischen Allgemeinen« 
vom 29.11.2006: 


»BRANDENBURG/HAVEL. Die Ju- 
stizvollzugsanstalt soll stärker gegen 
die Verbreitung von rechtsextremen 
Publikationen innerhalb ihrer Mauern 
vorgehen. Dies verkündete das Ju- 
stizministerium als Antwort auf eine 
parlamentarische Anfrage. Postkon- 
trollen sollen verschärft werden, au- 
ßerdem sollen Hafträume gründlicher 
auf verfassungsfeindliche Schriften 
abgesucht werden. Justizministerin 
Beate Blechinger (CDU) zufolge hat 
die Anzahl der Kontaktaufnahmen 
Rechtsradikaler mit Gesinnungsge- 
nossen hinter Gittern in letzter Zeit zu- 
genommen. Künftig ist ein bestimmter 
Bediensteter mit besonderen Szene- 
kenntnissen für die Kontrolle fragwür- 
diger Gefangenenpost zuständig. Ihm 
übergeben die Kollegen alle Sendun- 
gen, bei denen Anfangsverdacht auf 
verfassungsfeindliche Inhalte besteht. 
Dies soll verhindern, daß weniger be- 
wanderte Kollegen verbotenes Materi- 
al durchgehen lassen. Nach Auskunft 
von Ministeriumssprecher Thomas 
Melzer haben sich einige rechtsex- 
treme Veröffentlichungen umbenannt 
oder ihr Layout verändert, um nicht 
mehr in der Postkontrolle abgefangen 
zu werden. Vor allem geht es dem Mi- 
nisterium bei der Initiative offenbar um 
die „HNG Nachrichten“, ein Blatt, das 


Liebe Leser, ganz privat: 


Wenn wir in diesen Wochen des nahenden Jahresendes zurückblicken 
auf die Ereignisse des Jahres und darauf, wie manche Völker mit Lügen, 
Krieg und Terror überzogen und andere — nicht zuletzt wir Deutsche 
— finanziell und wirtschaftlich ausgebeutet und »abgewickelt« werden 
(man denke nur an den Ausverkauf hunderttausender Wohnungen mit 
deutschem Grund und Boden an internationale Heuschrecken-Fonds), 
während Politik und Medien uns einen wirtschaftlichen Aufschwung 
vorgaukeln, können wir uns nur mit dem Leitspruch eines deutschen 
Dichters trösten, der uns Kraft geben sollte für die Arbeit im neuen Jahr: 


Oft schien die Wahrheit in der Welt verloren, 
von ekler Lüge hingestreckt — 
doch immer wieder ward sie neu geboren 
und immer wieder ward sie neu entdeckt. 
Ob glühend rot die Scheiterhaufen lohten, 
ob ganze Völker man zum Kriege trieb, 
ob alle Qualen dunkler Kerker drohten — 
die Wahrheit lebte und die Wahrheit blieb. 
Noch liegt die Welt tief in der Lüge Banden, 
genarrt und blind von ihrem falschen Schein, 
doch einmal wird auch dieser Trug zuschanden — 
der Wahrheit Sieg wird Tod der Lüge sein. 
Erich Limpach 


Von dieser Hoffnung gestärkt wünschen wir Ihnen ein friedliches 
Weihnachtsfest und ein gutes neues Jahr! 
Ihre UN-Mitarbeiter 
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die „Hilfsorganisation Nationaler Ge- 
fangener“ herausgibt. Daneben ist in 
der Brandenburger Anstalt auch das 
Blatt „UN“ — „Unabhängige Nachrich- 
ten“ - aufgetaucht. (...)« 


Gerne stellen wir dem Justizministe- 
rium und betroffenen Gefangenen die 
nachfolgenden, beim DRsK e.V. vor- 
liegenden Urteile zur Verfügung, die 
alle die Pflicht zur Aushändigung der 
Unabhängigen Nachrichten bestäti- 
gen: 

Beschluß des LG Neuruppin vom 
23. März 2004, die UN 10/03 und 
11/03 betreffend 

Beschluß des OLG Thüringen vom 
17. Juni 2004, die Rechtswidrigkeit 
eines generellen Aushändigungsver- 
botes der UN betreffend 

Beschluß des LG Potsdam vom 10. 
Juni 2005, die UN 10/04 und 11/04 be- 
treffend 

Beschluß des LG Berlin vom 28. 
Februar 2006, die UN 6/05, 7/05 und 
8/05 betreffend. 

Vor allem aber wünschen wir allen 
aus politischen Gründen Inhaftier- 
ten in der BRD, daß sie sich trotz 
Haft zur Weihnacht nicht allein- 
gelassen fühlen und ein besseres 
neues Jahr! 


UN-Bestell-Telefon 
(0208) 84 01 32 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Oktober 2005: 
Oktober 2006: 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Oktober 2006: 4.084.008 ” 


November 2006: 3.995.106 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 


Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
Oktober 2006: 1.577.599 ” 
November 2006: 1.607.344 ” 


39,280 Millionen ” 
39,678 Millionen ” 


Arbeitssuchende: 
Oktober 2006: 
November 2006: 


Offene Stellen: 
Oktober 2006: 
November 2006: 


Staatsverschuldung: 
1.539.116.260.861 Euro ” 


5.569.584 ” 
5.567.202 ” 


626.126 ” 
608.878 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
2.113 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 
7.11.2006: 


5.12.2006: 


18.593 ? 
18.656 ? 


") Bundesagentur für Arbeit, 5.12.2006 
2) www.steuerzahler.de, 5.12.2006 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einz 
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Welch ein Aufschwung! 


Die Große Koalition schwelgt in 
Selbstlob, daß die Arbeitslosen- 
zahl im November endlich die 
»magische Zahl« von vier Millio- 
nen Arbeitslosen unterschritten 
habe. 


Sie verschweigt, daß 2,1 Millio- 
nen »Ein-Euro-Jobber« aus der 
Statistik herausgenommen wur- 
den, die beitragspflichtige Arbeits- 
plätze verdrängen. Hinzu kommen 
jetzt noch die bisher nur »gedul- 
deten« Ausländer, die sich nach 
dem neuen Gesetz nun auf Teufel 
komm raus einen Arbeitsplatz su- 
chen müssen, um das Bleiberecht 
zu erhalten. 


Täglich brechen in der Bundesre- 
publik tausende Arbeitsplätze bei 
den Konzernen weg, deren Mana- 
ger voller Stolz Milliardengewinne 
verkünden, ihren Erfolg feiern und 
sich selbst die Taschen füllen. 


Und das alles nennt man Auf- 
schwung!? 
Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 
Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


Der Silvesterscherz 


+3 
Prosit Neujahr! 
Ein Chirurg, ein Architekt und 
ein Politiker streiten sich am 
Stammtisch, wessen Beruf wohl 
der älteste sei. 


Der Chirurg: 
»Adam wurde eine Rippe 
rausoperiert, um Eva zu 
schaffen. Also ist mein Beruf 
der Älteste.« 


Der Architekt: 

»Lange vor Adam und Eva 
wurden aus dem totalen Chaos 
Himmel und Erde, Berge und 
Flüsse und der Garten Eden 
geschaffen. Also war der 
Architekt viel früher da.« 


Da aber lächelte der Politiker 
geringschätzig und fragte 

»Und wer hat das totale Chaos 
geschaffen?« 


en, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 


für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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